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EDITORIAL

Das Bundeskartellamt als neuer Akteur der
Verbraucherrechtsdurchsetzung
Prof. Dr. Konrad Ost, Vizepräsident des Bundeskartellamtes, Bonn

Prof. Dr. Konrad Ost, Bonn

Wettbewerbsbeschränkungen
schädigen Verbraucher. Kartellbe-
hörden sind daher schon immer im
Sinne des Verbrauchers unterwegs.
Das Bundeskartellamt setzt Wett-
bewerbsrecht oft gerade in ver-
brauchernahen Bereichen durch.
Genannt sei hier die Kartellverfol-
gung bei Produkten des täglichen
Bedarfs, etwa Kaffee, Wurst oder
Zucker. Aktuell läuft das vielbe-
achtete „Facebook-Verfahren“, in

welchem das Bundeskartellamt dem Verdacht nachgeht, dass
das Unternehmen durch die Ausgestaltung seiner Vertragsbe-
stimmungen zur Verwendung von Nutzerdaten seine marktbe-
herrschende Stellung auf dem Markt für soziale Netzwerke
missbraucht. Seit 2013 ist das Bundeskartellamt auch mit der
Aufgabe betraut, Informationsasymmetrien zu Lasten der End-
verbraucher im Kraftstoffbereich zu beseitigen. So ermöglicht es
die beim Bundeskartellamt eingerichtete Markttransparenzstelle
für Kraftstoffe angeschlossenen App-Anbietern, Verbrauchern
alternative Tankmöglichkeiten nahezu in Echtzeit mitzuteilen.

Anders als viele andere Wettbewerbsbehörden auf der Welt
(z.B. in den USA, Australien, UK, Italien, Niederlande oder
Dänemark) ist das Bundeskartellamt aber bis 2017 keine Ver-
braucherschutzbehörde gewesen. Gegen Ende der letzten Legis-
laturperiode war die Stärkung der behördlichen Rechtsdurch-
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setzung im wirtschaftlichen Verbraucherschutz neben der Mus-
terfeststellungsklage das zentrale verbraucherpolitische Thema.
Ein ursprünglich diskutierter Entwurf, der angelehnt an die Be-
fugnisse des Bundeskartellamts im Wettbewerbsbereich schlag-
kräftige Durchsetzungsinstrumente vorsah, fand allerdings nur
in reduzierter Form Eingang in die Beschlussempfehlung des
Wirtschaftsausschusses. Diese sah noch ein in Verbraucher-
rechtssachen ermittelndes, beobachtendes und beratendes Bun-
deskartellamt vor. So wurden dem Bundeskartellamt mit der
9. GWB-Novelle Befugnisse zu Sektoruntersuchung in Verbrau-
cherrechtssachen und eine Beratungsfunktion in Kartellzivilsa-
chen übertragen. Insbesondere von den im Wettbewerbsbereich
erprobten und bewährten Sektoruntersuchungen versprach sich
die Politik Aufklärung über vorhandene Defizite der Rechts-
durchsetzung. Das Bundeskartellamt kann nach dem neuen
§ 32e Abs. 5 GWB bei begründetem Verdacht auf erhebliche,
dauerhafte oder wiederholte Verstöße gegen verbraucherrecht-
liche Vorschriften, die nach ihrer Art oder ihrem Umfang die
Interessen einer Vielzahl von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern beeinträchtigen, eine Sektoruntersuchung einleiten, den
Sachverhalt notfalls mit hoheitlichen Zwangsmitteln aufklären
und die Ergebnisse veröffentlichen.

Das Bundeskartellamt hat diese Aufgabe beherzt aufgegriffen.
Im Juni 2017 wurde eine eigene Beschlussabteilung für Verbrau-
cherrecht eingerichtet. Diese machte sich umgehend an die Ar-
beit, Fragestellungen für Sektoruntersuchungen zu identifizie-
ren, die einerseits eine Vielzahl von Verbrauchern betreffen und
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andererseits durch die bisherigen Akteure (zuvorderst die Ver-
braucher- und Wettbewerbszentralen, aber auch andere Behör-
den) nicht ausreichend abgedeckt werden.

Inzwischen hat das Bundeskartellamt zwei Sektoruntersu-
chungen eingeleitet. Im Rahmen der Sektoruntersuchung „Ver-
gleichs- und Bestellportale“ werden Internetportale, die den
Verbraucherinnen und Verbrauchern den Vergleich bzw. die Be-
stellung von Leistungen aus den Bereichen Reise, Energie, Tele-
kommunikation, Versicherungen und Finanzdienstleistungen
ermöglichen, zu verschiedenen verbraucherrechtlichen Prob-
lemkreisen befragt. Im Fokus der Befragung stehen dabei insbe-
sondere das Zustandekommen der Reihenfolge der Ergebnisse
beim Vergleich, die Bedeutung von Provisionszahlungen der An-
bieter, die Rolle von Kundenbewertungen, die Möglichkeiten
der Druckausübung durch die Portale, die Breite der Marktab-
deckung sowie Verflechtungen und Kooperationen zwischen
verschiedenen Vergleichsportalen. Eine erste Fragerunde im No-
vember 2017 hat schon ergeben, dass hinter dem Schein einer
Vielzahl vermeintlich in Konkurrenz stehender Vergleichspor-
tale nur sehr wenige Unternehmen und Tarifrechner stehen. In
der weiteren Sektoruntersuchung „Smart-TVs“ geht es in erster
Linie um Fragen der Datenerhebung bei der Nutzung von
Smart-TVs, die Weitergabe von Daten an Dritte und die mögli-
cherweise fehlende Autorisierung dieser Vorgänge durch die
Nutzer.

Und das Projekt geht wahrscheinlich weiter. In der Bundes-
tagsdebatte am 09.03.2017 zur Einführung des § 32e Abs. 5
GWB zeigte sich der Berichterstatter der CDU, MdB Dr. Heider,
für eine weitere Diskussion offen, und im Regierungsprogramm
der SPD zur Bundestagswahl 2017 hieß es: „Auch staatliche
Aufsichtsbehörden (…) sollen sich verstärkt um Verbraucherin-
teressen kümmern. Das Bundeskartellamt werden wir so aus-
bauen und mit Kompetenzen für den wirtschaftlichen Verbrau-
cherschutz ausstatten.“ Im Koalitionsvertrag sucht man aller-
dings – anders als bei dem Projekt Musterfeststellungsklage –
vergeblich eine klare Aussage. Jedoch werden dort genau die
Punkte, die in der Sektoruntersuchung Vergleichsportale den
Untersuchungsgegenstand bilden, (mangelnde Transparenz,
Verflechtungen, Provisionen usw.) als Handlungsfelder der Ver-
braucherpolitik identifiziert.

Es gibt auch konkrete Anlässe des Gesetzgebers, sich dem
Thema zu widmen. So wird es in der laufenden Legislatur-
periode voraussichtlich wieder eine GWB-Novelle geben. Und
der Gesetzgeber muss nicht bei Null anfangen. Neben den dann
gewonnenen Erfahrungen des Bundeskartellamts wird sich der
Gesetzgeber auch auf die Ergebnisse einer im Auftrag des BMWi
von Prof. Podszun, Prof. Busch und Prof. Henning-Bodewig er-
stellten Studie zu Defiziten der privatrechtlichen Durchsetzung
des Verbraucherschutzes stützen können. Erste Zwischenergeb-
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nisse wurden am 15.12.2017 in einem Workshop diskutiert,
Defizite der bisherigen Rechtsdurchsetzung identifiziert und
Möglichkeiten einer maßvollen Befugniserweiterung des Bun-
deskartellamts, die mit der privaten Rechtsdurchsetzung abge-
stimmt ist, vorgestellt. Die Endfassung der Studie ist für das
Frühjahr 2018 angekündigt.

Ein weiterer zwingender Anlass, sich mit der behördlichen
Verbraucherrechtsdurchsetzung zu befassen, ist die Neufassung
der sog. CPC-Verordnung der EU. Diese Basis der europäischen
Zusammenarbeit (Consumer Protection Cooperation) ist zum
17.01.2018 novelliert worden und erweitert die behördlichen
Ermittlungs- und Sanktionsbefugnisse sowie die Zusammenar-
beit der Verbraucherschutzbehörden der Mitgliedstaaten bei
grenzüberschreitenden Verstößen innerhalb der Union.

Das Handlungsfeld, auf dem der größte Bedarf einer Stärkung
der behördlichen Rechtsdurchsetzung gesehen wird, ist die
Internetökonomie. Das Macht- und Informationsgefälle zwi-
schen großen, oft weltweit tätigen Internetkonzernen und ein-
zelnen Verbraucherinnen und Verbrauchern rückt zunehmend
in den Fokus. Opake Geschäftsmodelle kombiniert mit enormen
Profitaussichten stellen eine potentielle Gefährdung der Ver-
braucher dar. Gleichzeitig haben wir durch erhebliche Netz-
werkeffekte Märkte mit deutlicher Vermachtungstendenz. Hier
sieht man, wie das Kartellrecht, das die Funktionsfähigkeit der
Märkte primär aus der Angebotssicht betrachtet, gut durch eine
Betrachtung der nachfragenden Verbrauchersicht ergänzt wer-
den kann.

Und gerade in der Internetökonomie scheint die ansonsten
sehr gut funktionierende Rechtsdurchsetzung durch die bisheri-
gen Akteure, insbesondere die Verbraucher- und Wettbewerbs-
zentralen, an Grenzen zu stoßen. Die digitalen Geschäftsmodelle
basieren oft auf Geschäftsgeheimnissen, die in der Zivilrechts-
ordnung schwer oder gar nicht ermittelbar sind. Und ein Ermitt-
lungsdefizit lässt sich nicht durch eine bloße Ermittlungskompe-
tenz lösen, da die Geschäftsgeheimnisse auch im Durchsetzungs-
stadium Geschäftsgeheimnisse bleiben und nur in einem klassi-
schen Verwaltungsverfahren gleichzeitig geschützt und zur
Rechtsdurchsetzung verwendet werden können. Auch die ande-
ren Handlungsfelder, in denen die private Rechtsdurchsetzung
an Grenzen stößt (Stichwörter: Sanktionsschwierigkeiten, Pro-
zessverschleppung und Entscheidungsvermeidung, Kompensa-
tion von Massen- und Bagatellschäden) sind (nicht nur, aber
auch) in der Digitalwirtschaft virulent.

Der Verbraucher ist in der digitalen Wirtschaft verletzlicher
geworden. Die Konstellationen, in denen die bisherigen Schutz-
instrumente an strukturelle Grenzen stoßen, nehmen zu. Da
liegt es nahe, in die Architektur der Verbraucherrechtsdurchset-
zung einen weiteren - behördlichen - Pfeiler einzufügen. Auf das
Bundeskartellamt kann man bauen.


